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Wie manche von uns viel-
leicht nicht wissen, hat der
Konflikt zwischen Israelis

und Palästinenser*innen vor etwa
100 Jahren begonnen. Dieser Kon-
flikt ist nicht kultureller oder religiö-
ser Art, sondern ein politischer und
territorialer. Als Enkelin eines in
Palästina geborenen und aufge-
wachsenen Palästinensers habe
ich viele Jahre lang geglaubt, dass
es sich um einen Konflikt zwischen
Jüd*innen und Araber*innen han-
delte. Ich glaubte, dass alles um
kulturelle Differenzen ging, da mei-
ne Famlie mir nie erklärte, warum
mein Großvater Jüd*innen so sehr
verachtete.

Ich wuchs in Honduras auf und hör-
te nie etwas über die Wurzeln des
Konflikts. Als ich dann für meine
höhere Ausbildung in die Vereinig-
ten Staaten zog, nahm ich an
einem Seminar mit dem Titel
‚Modern Middle East‘ teil. Ich erin-
nere mich sehr gut an den ersten
Tag des Unterrichts, an dem mein
Professor uns fragte, ob wir glau-
ben, dass der Konflikt zwischen
Israel und Palästina kulturell und
religiös oder politisch sei. Sehr
überzeugt von meiner Meinung
meldete ich mich und sagte, dass
er kulturell und religiös wäre. Ich
wusste kaum, dass mein Wissen
über das Thema so voreingenom-
men und ohne jegliche Grundlage
war. Das war der Moment, als mein
Interesse und meine Faszination
für diesen sogenannten politischen
Konflikt begann.

Lasst mich zuallererst mit einem
kleinen geschichtlichen Abriss
beginnen, wie sich die Ereignisse
in den palästinensichen und israeli-
schen Territorien entfalteten. Alles
begann vor 101 Jahren, um exakt

zu sein, als 1917 Großbritannien
die Balfour Deklaration beschloss.
Die Balfour Deklaration von 1917
besagte, dass

„die Errichtung einer nationalen
Heimstätte in Palästina für das jüdi-
sche Volk [...] von der Regierung
Seiner Majestät mit Wohlwollen
betrachtet [wird]. Sie wird ihr
Bestes tun, um das Erreichen die-
ses Zieles zu erleichtern, wobei
unmissverständlich zu betonen ist,
dass nichts getan werden darf, was
die Bürgerrechte und religiösen
Rechte der in Palästina lebenden
nicht-jüdischen Bevölkerung oder
die Rechte und den politischen Sta-
tus der Juden irgendeines anderen
Landes nachteilig betrifft."

Nach dem Ende des ersten Welt-
kriegs 1919 beschlossen die Briten
und Franzosen, dass Palästina
unter britischer Kontrolle sein soll-

te. Die Territorien von Palästina
waren von 1919 bis 1947 unter bri-
tischer Administration, mit einem
offiziellen Mandat des Völkerbun-
des. Nach dem zweiten Weltkrieg
wurde 1947 von der UNO der Tei-
lungsplan für Palästina (Resolution
181) beschlossen. Der UN-Tei-
lungsplan beendete das britische
Mandat, ordnete einen schrittwei-
sen Abzug des britischen Militärs
an und legte Grenzen zwischen
dem entstehenden arabischen und
jüdischen Staat sowie Jerusalem
fest, welches als eine internationa-
le Stadt vom UN-Trusteeship Coun-
cil verwaltet werden sollte. Die jüdi-
sche Seite akzeptierte den UN-
Plan, obwohl die Araber*innen die-
sen ablehnten, da er das Recht auf
Selbstbestimmung der Völker miss-
achtete. Die Palästinenser*innen
waren nicht glücklich über die Auf-
teilung ihrer Territorien, und noch
weniger darüber, dass die Jüd*in-
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nen die fruchtbareren und die Ara-
ber*innen die ärmeren Ländereien
bekamen. 

Der Staat Israel wurde 1948
gegründet, die palästinenschen
Territorien wurden von Jordanien
(Westjordanland) und Ägypten
(Gazastreifen) verwaltet. Das war
die Zeit, als mein Großvater gebo-
ren wurde.  Er erzählte, dass er in
einer glücklichen und friedlichen
Umgebung aufwuchs. Er liebte
das, was Palästina einmal war, und
er sagte, dass - auch wenn die Ara-
ber*innen nicht zufrieden mit dem
Teilungsplan waren, sie friedlich mit
den Jüd*innen zusammenlebten.
Trotzdem begann 20 Jahre später
der Sechstagekrieg. 

Historisch gesehen war der Sechs-
tagekrieg ein Krieg, welcher sechs
Tage andauerte und drei unter-
schiedliche Schlachtfelder ein-
schloss. Zuerst konzentrierte Ägyp-
ten Truppen an seiner Grenze mit
Israel und errichtete eine nautische
Blockade am südlichen Hafen
Israels. Als Reaktion darauf starte-
te Israel einen Angriff gegen das
ägyptische Militär und die Luftwaf-
fe. Israel zerstörte in vier Tagen die
ägyptische Armee und Luftwaffe
und besetzte die ganze Halbinsel
Sinai. Auf der anderen Seite des
Landes startete Jordanien offensi-
ve Aktionen gegen Israel im West-
jordanland. Nach drei Tagen be-
siegte Israel auch Jordanien und
bekam somit Kontrolle über das
Westjordanland. Die dritte Ausein-
andersetzung ereignete sich gegen
Syrien in den Golan Höhen. Israel
konnte auch Syrien bezwingen und
damit die Syrer*innen von den
Golan Höhen vertreiben. 

Bis 1982 hatte Israel seine Truppen
aufgrund des Israelisch-Ägypti-
schen Friedensabkommens von
1979 von der Halbinsel Sinai abge-
zogen. Trotzdem fuhr Israel mit der
Besatzung der palästinensischen

Gebiete – des Westjordanlands
und des Gazastreifens – fort. Diese
Besatzung, welche 1967 begann
und bis heute andauert, war die
schmerzlichste Konsequenz nach
dem Sechstagekrieg. Die Besat-
zung war der Beginn des Haupt-
konflikts zwischen den Israelis und
Palästinenser*innen, da seitdem
niemand in Frieden leben konnte.
20 Jahre lang waren die Palästi-
nenser*innen relativ ruhig, jedoch
entstand ein wachsendes Ressen-
timent gegen Israel. Israel ermun-
tert Siedler*innen mit Begünstigun-
gen ins Westjordanland zu ziehen;
was seit 1967 Jahr um Jahr prakti-
ziert wird. Im Jahr 2016 gab es
über 200 israelische Siedlungen
mit ca.   600 000 Israelis, welche im
Westjordanland angesiedelt sind.
2017 betrug die Bevölkerungszahl
des Westjordanlands 2.747 943.

All dies führte 1987 zur ersten Inti-
fada, welche ein Aufbegehren
gegen die israelische Besatzung
war. Allerdings brachten Israels
Gegenmaßnahme zur Intifada eine
noch größere Last auf die Palästi-
nenser*innen.  Ihre Bewegungsfrei-
heit  wurde eingeschränkt, die palä-
stinensische Wirtschaft litt und vie-
le palästinensische Universitäten,
die unter israelischer Kontrolle

waren, wurden geschlossen, da sie
als Treffpunkt von Protesten
benutzt wurden. Nach der ersten
Intifada kam der Osloer Friedens-
prozess. 

Der Friedensprozess von Oslo war
ein Friedensprozess, welcher ein
Friedensabkommen basierend auf
den UN-Sicherheitsratsresolutio-
nen 242 und 338 zum Ziel hatte,
und gleichzeitig das Selbstbestim-
mungsrecht des palästinensichen
Volks gewährleisten sollte.  Dieser
Prozess begann 1993 mit dem
Osloer Abkommen, in dem sowohl
die  israelische Regierung wie auch
die PLO (Palestinian Liberation
Organization) sich gegenseitig an -
er kannten: die israelische Regie-
rung anerkannte die PLO als Ver-
tretung der Palästinenser*innen,
und die PLO erkannte Israel als
Staat an. Dieser Friedensprozess
war alles andere als leicht. Er
behandelte Themen wie die Grenz-
ziehung zwischen Israel und Palä-
stina, israelische Siedlungen in
palästinensischen Territorien, palä-
stinensiches Flüchtlingsrecht auf
Rückkehr, den Status von Jerusa-
lem und die Militärpräsenz in palä-
stinensischen Gebieten. 

Obwohl eine Anzahl von Abkom-
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men erreicht wurde, ist der Osloer
Friedensprozess gescheitert, da im
Jahr 2000 kein finales Abkommen
bestand und die zweite Intifada
begann. Diese Intifada dauerte fünf
Jahre und brachte extreme Gewalt
zwischen den Parteien, welche am
Ende mit einer noch größeren
‚Bestrafung‘ der Palästinenser-
*innen endete. Die israelische
Regierung erbaute ein noch um -
fangreicheres Netz an Checkpoints
und Straßenblockaden im West-
jordanland. 

Zudem begann Israel während der
zweiten Intifada mit dem Bau einer
Grenzmauer zum Westjordanland
an der Grünen Linie. Diese Mauer,
die gebaut wird, dringt manchmal in
palästinensisches Gebiet ein und
es ist sehr kompliziert zu erklären,
wo und warum genau sie gebaut
wird. Die Barriere oder Mauer wird
für eine bessere Kontrolle der
Bewegung von Palästinenser*in -
nen gebaut und misst 708 km.
Israelis bezeichnen sie   als Sicher-
heitsbarriere, Palästinenser*innen
nennen sie eine Rassenbarriere.
Israel hat Checkpoints errichtet,
von wo aus die Bewegungen von
Palästinenser*innen innerhalb und
außerhalb der   Checkpoints und
Barrieren kontrolliert werden. 2005

hat sich Israel aus dem Gazastrei-
fen zurückgezogen. Trotz des mili-
tärischen Abzugs aus dem Gaza-
streifen wird dieser noch einge-
schlossen und somit die Ein- und
Ausreise von Palästinenser*innen
verhindert. 

Bis heute hält Israel weiterhin hefti-
ge und diskriminierende Einschrän-
kungen von Menschenrechten der
Palästinenser*innen aufrecht. Isra -
elische Autoritäten zerstören mit
diskriminierenden Praktiken Häu-
ser und erteilen Palästinenser*in -
nen keine Baugenehmigungen.
Außerdem gibt es heftige Ein-
schränkung betreffend der Bewe-
gungsfreiheit von Menschen und
Waren. Israelische Siedlungen sind
der größte Faktor, welcher den
destruktiven Einfluss auf die Men-
schenrechte der Palästinenser-
*innen nährt.

Internationale diplomatische Aner-
kennung ist ein politischer Prozess,
in dem Staaten sich entschließen,
andere Staaten anzuerkennen. Das
Fehlen dieser Anerkennung von
verschiedenen Staaten schwächt in
Konsequenz das Vermögen eines
Staates in der internationalen Poli-
tik – z.B. der Entscheidungsfindung
und Kooperation – vollständig

akzeptiert zu sein. So ist zum Bei-
spiel Palästina kein offizielles Mit-
glied der UNO, sondern ein ‚Nicht-
Vollmitglied mit Beobachterstatus‘.

Österreich hat Israel 1956 aner-
kannt und bis heute Palästina nicht
als Staat anerkannt. 136 Staaten
haben bisher Palästina anerkannt. 

Die Zweistaatenlösung würde der
Besetzung ein Ende machen und
den Frieden auf beiden Seiten för-
dern. Eine internationale Anerken-
nung würde Palästina helfen, mehr
Unterstützung für ihre Unabhängig-
keit zu bekommen. Österreichs
Anerkennung von Palästina kann
der erste Schritt zu Europas Aner-
kennung von Palästina sein.

Palästinenser*innen wollen und
brauchen ihren eigenen Staat und
Freiheit innerhalb ihrer Territorien.
Wie mein Großvater sagte, wird
niemand, der nie in Palästina
gelebt hat, jemals verstehen, was
die Palästinenser*innen fühlen und
was sie durchmachen. Man kann
niemanden verurteilen ohne in ihrer
Position zu sein. Niemand sagt,
wer richtig oder falsch liegt, wir
sagen nur, dass es Zeit ist für einen
Wandel: eine internationale Aner-
kennung und das Recht der Palä-
stinenser*innen auf ihr eigenes
Land.

Kendra Larach Saba ist hondura-
nische Staatsbürgerin mit familiä-
ren Wurzeln u.a. in Palästina. Sie
verfasste diesen Artikel während
ihres 3-monatigen Praktikums im
österreichischen Versöhnungs-
bund, in dem sie sich intensiv mit
dem israelisch-palästinensischen
Konflikt beschäftigte. 

Die Bilder zu diesem Artikel ent-
standen 2016 während der Solida-
ritätsreise des österreichischen
Versöhnungsbundes nach Israel
und Palästina.
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